
0.1. BEBAUUNG 
 

0.1.1. BAUWEISE 
 

0.1.1.1. offen nach § 22 Abs. 2 BauNVO 
 
0.1.2. GEBÄUDE 
 

0.1.2.1. Gebäude WA, MD 1-3, MD 1-4, MD2, MD3: 
 Wahlweise Gebäudetyp I oder II entsprechend Festsetzungen unter 0.1.2.6. 
  

0.1.2.2. MD 1-1 (Hofstelle): 
 Wandhöhe max. 492,00 m. ü. NHN 
 Firsthöhe max. 495,00 m. ü. NHN 
  

0.1.2.3. MD 1-2 (Hofstelle): 
 Wandhöhe max. 497,00 m. ü. NHN 
 Firsthöhe max. 500,00 m. ü. NHN 
 

0.1.2.4. F 1 : 
 Wandhöhe max. 490,00 m. ü. NHN 
 Firsthöhe max. 492,00 m. ü. NHN 
 

0.1.2.5. MD 3-1 : 
 Wandhöhe max. 493,00 m. ü. NHN 
 Firsthöhe max. 495,00 m. ü. NHN 
 

0.1.2.6. Gebäudetypen zu den Festsetzungen 0.1.2.1.: 
 

16. KARTENZEICHEN FÜR DIE BAYERISCHEN FLURKARTEN, GRENZPUNKTE UND 
GRENZEN 

 
16.1.  Flurstücksnummer 

 
16.2.  Flurstücksgrenze 

 
 

 
 
16.3.  Gebäude, Nebengebäude Bestand 

(mit Eintragung Hausnummer) 
 
 
 
 

 
17. VERSCHIEDENES 
 
17.1.  Grundstücksnummerierung 

 
 
 

17.2.  Teilung der Grundstücke im Rahmen einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung  
 

17.3.  Höhenschichtlinien (1,0m Abstand) 
 
 
 
 

17.4.  Garagenzufahrt in Pfeilrichtung 
 
 
 
 

 
17.5.  20 kV-Mittelspannungsfreileitung der Bayernwerk AG 

mit Schutzzone 2 x 15,0 m und Masten 
(nachrichtliche Übernahme) 
 
 
 
 

 

6. VERKEHRSFLÄCHEN 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 
6.1.  Straßenverkehrsfläche öffentlich 
  
 
6.2.  Straßenbegrenzungslinie  
 
6.3.  Privatweg 
 
 
6.4.  Multifunktionsstreifen 
  Zulässig sind öffentliche Parkplätze, Grundstückszufahrten, 
  Straßenbäume 
 
7. FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, FÜR DIE ABFALLENTSORGUNG UND 

ABWASSER-BESEITIGUNG SOWIE FÜR ABLAGERUNGEN 
 (§ 9 Abs.1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB) 
 

7.1.  Trafostation 
 
 

 
13. PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR 

MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR 
UND LANDSCHAFT   (§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)  

 
13.1.  Baum der Wuchsklasse II, privat 

 
 
 
15. SONSTIGE PLANZEICHEN 
 
15.14.  Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen,  
  hier: Abgrenzung WA – MD1 – MD2 – MD3 

 
15.15.  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungs-

plandeckblatts 
(§ 9 Abs. 7 BauGB ) 

 

Die Nummerierung erfolgt nach der Planzeichenverordnung 1990. 
 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§1 bis 11 der BauNVO) 
 
1.1. Wohnbauflächen 
 
1.1.3.  Allgemeine Wohngebiete nach § 4 BauNVO 
 
   
 
1.2. Gemischte Bauflächen 
 
1.2.1.  Dorfgebiete nach § 5 BauNVO   
  mit Nummerierung 
 
 
 
2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 
 
2.1. Geschossflächenzahl  im WA GFZ = 0,8 
  im MD GFZ = 1,2 
 
2.5. Grundflächenzahl  im WA GRZ = 0,4  
  im MD GRZ = 0,6 
 
2.7.  Zahl der Vollgeschosse 
  Als Höchstgrenze zwei Vollgeschosse 
   
 
3. BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO) 
 
3.1.1.  nur Einzelhäuser zulässig 
 
3.1.2.  nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
 
3.5.  Baugrenze 
 
 
4. EINRICHTUNGEN UND ANLAGEN ZUR VERSORGUNG MIT GÜTERN UND 

DIENSTLEISTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BEREICHS, FLÄCHEN FÜR 
DEN GEMEINBEDARF; FLÄCHEN FÜR SPORT- UND SPIELANLAGEN 

 (§9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB) 
 
4.1.  Flächen für den Gemeinbedarf 
  Hier: Feuerwehr 
 

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
Der Stadtrat /Gemeinderat Buch am Erlbach hat in der Sitzung vom ………… gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Änderung des Bebau-
ungsplans „Thann Ost“ durch Deckblatt 1 beschlossen. Der Änderungsbeschluss wurde am ………… ortsüblich bekannt gemacht.
 
2. FRÜHZEITIGE ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf
des Bebauungsplandeckblatts in der Fassung vom ………… hat in der Zeit vom ………… bis ………… stattgefunden. 
 
3. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf
des Bebauungsplandeckblatts in der Fassung vom ………… hat in der Zeit vom ………… bis ………… stattgefunden. 
 
4. BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Zu dem Entwurf des Bebauungsplandeckblatts in der Fassung vom ………… wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ………… bis ………… beteiligt. 
 
5. AUSLEGUNG 
Der Entwurf des Bebauungsplandeckblatts in der Fassung vom ………… wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in
der Zeit vom ………… bis ………… im Internet veröffentlicht und zusätzlich öffentlich ausgelegt. 
 
6. SATZUNG 
Die Stadt /Gemeinde Buch am Erlbach hat mit Beschluss des Gemeinderats vom ………… die Änderung des Bebauungsplans
„Thann Ost“ durch Deckblatt 1 gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ………… als Satzung beschlossen. 
 
 
 
 

Buch am Erlbach, den .......................................... ………………………………………………………………………
Erste Bürgermeisterin Winklmaier Wenzl

 
 
 
7. AUSGEFERTIGT 
 

Buch am Erlbach, den .......................................... ………………………………………………………………………
Erste Bürgermeisterin Winklmaier Wenzl

 
8. INKRAFTTRETEN 
Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplandeckblatt wurde am …………………… gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB
ortsüblich bekannt gemacht. Das Bebauungsplandeckblatt mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden
in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Das Bebau-
ungsplandeckblatt ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§
214 und 215 BauGB wird hingewiesen. 
 
 
 
 

Buch am Erlbach, den .......................................... ………………………………………………………………………
Erste Bürgermeisterin Winklmaier Wenzl

 

0.3.2. Maßgebliche Außenlärmpegel 
 

0.1.2.7. Bei Errichtung von Doppelhäusern (MD 2) sind Dachform, Dachneigung, Dachdeckung und Firstrichtung
einheitlich auszubilden. Vorrang genießt der zuerst Planende (Datum des Eingangs des Bauantrags) 

 

A. WASSERWIRTSCHAFT 
Soweit die Bodenverhältnisse es zulassen, ist das anfallende Regenwasser über geeignete Anlagen zu
versickern. Die Versickerungsfähigkeit ist vom jeweiligen Bauherrn eigenverantwortlich zu prüfen.  
Ist der Untergrund nicht ausreichend sickerfähig, sind entsprechende Pufferungen vorzusehen so dass
keine Verschlechterung im Vergleich zum Ist-Zustand entsteht. Dabei haben sich kombinierte Anlagen
mit einem Teil Zisterne für die Brauchwassernutzung und einem Teil Retentionsraum (Puffervolumen)
bewährt. 
Erforderlichenfalls sind Schutzvorkehrungen gegen Hang-, Schicht- und Grundwasser durch die jeweili-
gen Eigentümer selbst zu treffen. Um Schäden vorzubeugen, werden Maßnahmen empfohlen, die das
Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert
(z.B. Sockelhöhe von mind. 25 cm über der Fahrbahnoberkante, Kellerfenster sowie
Kellereingangstüren wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor Lichtschächten ausführen). 
 

B. DENKMALSCHUTZ 
Im Geltungsbereich ist kein Bodendenkmal bekannt. Dennoch ist nicht auszuschließen, daß sich im
Planungsgebiet oberirdisch nicht mehr sichtbare und daher unbekannte Bodendenkmäler befinden.  
Auf Art. 8 BayDSchG „Auffinden von Bodendenkmälern“ wird hingewiesen. 
 

C. IMMISSIONSSCHUTZ 
 
1.)  Die sich aus den festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegeln ergebenden Schalldämm-Maße

der Außenbauteile sind Mindestanforderungen entsprechend der im Zeitraum des Bebauungs-
planverfahrens aktuellen Gegebenheiten. Aufgrund Änderungen von Berechnungsmethoden
oder anderen Lärmbelastungen können sich andere Anforderungen für die Schalldämm-Maße
der Außenbauteile ergeben. Dies ist jeweils im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bzw. des
Genehmigungsfreistellungsverfahrens durch den Bauwerber zu prüfen. 

 
2.) Bei der Planung und Installation von Klimageräten, Kühlgeräten, Lüftungsgeräten, Luft-Wärme-

Pumpen, Mini-Blockheizkraftwerken und ähnlichen Anlagen und Geräten sind die Vorgaben aus
dem LAI "Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten in
Gebieten, die dem Wohnen dienen" ergebende Mindestabstände zur benachbarten
Wohnbebauung zu beachten. Der Leitfaden ist online zu beziehen bei der Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) unter folgendem Link
https://www.laiimmissionsschutz.de/Veroeffentlichungen-67.html („Physikalische Einwirkun-
gen“), oder kann kostenlos bei der BEKON Lärmschutz & Akustik GmbH angefordert werden. 

 
3.)  Die durch die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden und umliegenden Flächen (auch

Obstplantagen) entstehenden Lärm-, Staub- und Geruchsimmissionen sind im gesamten
Bebauungsplangebiet hinzunehmen. Dies gilt auch z.B. für Lärmimmissionen die bei besonderen
Pflege- oder Erntetätigkeiten nachts entstehen. 

 
4.)  Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben bzw. im Genehmigungsverfahren und

Genehmigungsfreistellungsverfahren ist mit der Bauaufsichtsbehörde die Vorlage eines
Lärmschutzgutachtens auf Basis der Ermächtigung der BauVorlV abzustimmen.  

 

0.1.3. OK FFB EG - BEZUGSPUNKT WAND- UND FIRSTHÖHEN 
 

0.1.3.1. Die maximale Oberkante Fertigfußboden der Erdgeschosse (OK FFB EG max) wird entsprechend der
folgenden Tabelle festgesetzt: 

 

Parzelle Max. OK FFB EG  Parzelle Max. OK FFB EG 
Nr. m. ü. NN  Nr. m. ü. NN 
1 485,25  MD1-3 492,25 
2 488,00  MD1-4 484,00 
3 490,00    
4 492,00  MD2-1 487,25 
5 493,75  MD2-2 489,00 
6 492,75  MD2-3 490,75 
7 491,75  MD2-4 492,50 
8 490,00  MD2-5 494,50 
9 488,00    
10 485,25  MD3-2 484,00 

 

0.1.3.2. Die unter 0.1.2.6. festgesetzten Wandhöhen beziehen sich auf den Höhenunterschied zwischen der
geplanten OK FFB EG und dem Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut im Trauf-
bereich. 
Die unter 0.1.2.6. festgesetzten Firsthöhen beziehen sich auf den Höhenunterschied zwischen der ge-
planten OK FFB EG und dem höchsten Punkt der Dachhaut. 

 

0.1.3.3. Die festgesetzten Wand- und Firsthöhen dürfen ausnahmsweise durch notwendige Betriebsanlagen (z.
B. Kamine, Lüftungsanlagen, Aufzugsüberfahrten etc.) um bis zu 2,0 m überschritten werden, wenn dies
aus konstruktiven oder technischen Gründen notwendig ist. 

 

0.1.4. ZAHL DER WOHNEINHEITEN  
(gemäß § 9  Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

 

0.1.4.1. Je Wohngebäude (Einzelhaus, Doppelhaus) sind maximal 2 Wohneinheiten zulässig. 
 (Je Doppelhaushälfte max. 1 Wohneinheit)  
 Dies gilt nicht für die unter 0.1.4.2. genannten Bereiche. 
 

0.1.4.2. Je Wohngebäude in den Bereichen MD 1-1 und MD 1-3 sind maximal 3 Wohneinheiten zulässig. 
 

0.1.5 STELLPLATZBEDARF 
 

0.1.5.1. Für die Anzahl und Gestaltung der notwendigen Stellplätze und Garagen gilt die Stellplatzsatzung der
Gemeinde Buch am Erlbach 

 

0.1.6. ABSTANDSFLÄCHEN 
 

0.1.6.1. Die Tiefe der Abstandsflächen richtet sich nach Art. 6 BayBO. 
 

0.1.7. PFLICHT ZUR ERRICHTUNG EINER PV-ANLAGE 
 

0.1.7.1. Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind bei der Neu-Errichtung von Wohngebäuden
die nutzbaren Dachflächen der Wohngebäude innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu min-
destens 50 % mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszu-
statten (Solarmindestfläche). (Fests. nach § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) 

 

0.2. Grünordnung 
 

0.2.1. Es sind ausschließlich standortgerechte heimische Laubgehölze entsprechend der Artenliste für Gehölz-
pflanzungen zu verwenden. Die Artenliste ist Bestandteil der Satzung und liegt der Begründung als An-
hang bei. 

0.2.2. Gemäß Planzeichen 13.1. sind zur Begrünung des Straßenraums Bäume der Wuchsklasse 2 zu pflan-
zen und zu pflegen. Bei Einhaltung der festgesetzten Anzahl sind Abweichungen in der räumlichen An-
ordnung zulässig. 

0.2.3. Je 300 m² angefangene Grundstücksfläche ist ein Baum der Wuchsklasse 2 zu pflanzen und zu pflegen.
Die Bäume nach Festsetzung 0.2.2. dürfen angerechnet werden. 

0.2.4. Öffentliche und private Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise, als wassergebundene Decke
oder Pflaster mit Rasenfuge, herzustellen.  

0.2.5. Schotterflächen (Steingärten) in den Gartenbereichen sind aus gestalterischen Gründen verboten. 
 

0.3. Immissionsschutz 
0.3.1. Baulicher Schallschutz im Sinne des § 9, Abs. 1, Nr. 24 BauGB 

Für die Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von baulichen Anlagen mit schutzbedürftigen
Räumen im Sinne der DIN 4109-1:2018-01 "Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen"
gelten nachfolgende Festsetzungen. 
 
1.) Im Plan unter 0.3.2. sind die Bereiche mit den jeweils maßgeblichen Außenlärmpegeln und die

zum nächtlichen Dauerlüften nicht geeigneten Bereiche festgesetzt. 
 
2.) Die sich aus den festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegeln ergebenden erforderlichen

Schalldämm-Maße der Außenbauteile nach der DIN 4109-1:2018-01 "Schallschutz im Hochbau,
- Teil 1: Mindestanforderungen" dürfen nicht unterschritten werden. 

 
3.) Es sind Schlaf- und Kinderzimmer, welche ausschließlich über Fenster im zum nächtlichen

Dauerlüften nicht geeigneten Bereich verfügen, immer möglichst an die lärmabgewandte
Ostfassade zu planen. 

 
4.) Falls eine Planung von Schlaf- und Kinderzimmern, wie in 3.) vorgegeben, nicht möglich ist, sind

die betreffenden Schlaf- und Kinderzimmer mit einer schallgedämmten Lüftung auszustatten. 
Schallgedämmte Lüftungen können entfallen, wenn die betreffenden Schlaf- und Kinderzimmer
mit Pufferräumen (Wintergärten, Loggien, etc.), Prallscheiben oder sonstigen pegelmindernden
Maßnahmen vor den Lärmimmissionen geschützt werden (Minderung des Schallpegels vor dem
Fenster von mindestens 15 dB(A)) bzw. wenn das erforderliche Schalldämm-Maß der Fassade
bei anderen Lüftungskonzepten sichergestellt ist. 
Pufferräume müssen so ausgestattet sein, dass sie zur Nutzung als Schlaf- oder Kinderzimmer
nicht geeignet sind. 
Schallgedämmte Lüftungen können entfallen, wenn durch einen entsprechenden
schalltechnischen Nachweis nachgewiesen wird, dass das betreffende Schlaf- oder
Kinderzimmer über mindestens ein Fenster verfügt, an dem der, durch den Verkehrslärm
verursachten, Beurteilungspegel zur Nachtzeit 45 dB(A) nicht überschritten wird. 

 
5.) Die in Nr. 1 vorgegebenen maßgeblichen Außenlärmpegel, können alternativ auch auf Grundlage

von Lärmpegelberechnungen und/oder Messungen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens
bzw. des Freistellungsverfahrens entsprechend den Vorgaben der DIN 4109-1:2018-01
"Schallschutz im Hochbau, - Teil 2: „Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen“
ermittelt werden. 

 


